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Sozialsenatorin Carola Bluhm traf
am 19. August mit Superintendentin
und Pfarrerin Beate Hornschuh-
Böhm im Herrmann-Ehlers-Haus in
Wittenau zu einem freundschaftli-
chen Gespräch zusammen.

Sie wurde von Felix Lederle, Mit-
glied des Landesvorstandes der
Berliner LINKEN,  Yusuf Dogan, Be-
zirksvorsitzender und weiteren Mit-
gliedern des Bezirksvorstandes der
Reinickendorfer LINKEN begleitet.

Die Superintendentin und weite-
re Verantwortliche der evangeli-
schen Kirche in Reinickendorf ver-
mittelten ein eindrucksvolles Bild
über das soziale Engagement der
Kirchengemeinden „rund um und
jenseits ihres Kirchturms“.

Besonders interessiert zeigte
sich die Sozialsenatorin an den Er-
fahrungen der Kirche beim Kampf
gegen die strukturelle Armut im Be-
zirk, bei der Entwicklung des Ehren-
amtes, der interkulturellen Öffnung
der Diakonie und der Einstellung auf
neue Bedürfnisse und Lebensfor-
men der Menschen.

Carola Bluhm kritisierte u. a. die
Hartz-IV-Pläne von Bundessozial-

Soziales Engagement in Reinickendorf
Im Gespräch: Die Berliner Senatorin für Integration, Arbeit und
Soziales Carola Bluhm (DIE LINKE) und die Superintendentin im
evangelischen Kirchenkreis Reinickendorf Beate Hornschuh-Böhm

ministerin Ursula von der Leyen. Ihre
Darlegungen zu den Zielen eines
Partizipations- und Integrations-
gesetzes in Berlin fanden viel Ver-
ständnis bei den Kirchenvertretern.
Wie bekannt, verbinden die LINKE
und die evangelische Kirche in Rei-
nickendorf - wie viele andere politi-
sche und gesellschaftlichen Kräfte
im Bezirk - damit die Erwartung,
dass Reinickendorf endlich eine den
Bevölkerungsanteilen der Ausländer

und Migranten adä-
quate demokratische
Vertretung im Bezirk
(Integrationsbeauf-
tragte, -beirat) erhält.

Frau Hornschuh-
Böhm benannte die
vielschichtigen Pro-
bleme, die es natür-
lich auch in diesem
Bezirk gebe. Gewalt-
probleme, die zuneh-
mend von Jugendli-

chen ausgehen sowie zwischen ih-
nen, bereiten derzeit viele Sorgen.
Allerdings, wie viele vermuten, we-
niger im MV als in anderen Teilen
des Bezirks.

Die veränderte Rolle der Kirche
und der Diakonie, der Sinn von so-
zialer Arbeit in der heutigen Gesell-
schaft, aber auch die Verantwortung
der Bessergestellten und die ambi-
valente Stellung der ehrenamtlichen
Tätigkeit wurden thematisiert. So
wurde betont, dass das zunehmen-
de Interesse am Ehrenamt nicht nur
der Gesellschaft positiven Nutzen
bringe, sondern dass die Tätigen
durch ihre Arbeit sich oft auch selbst
verwirklichen könnten.

Fotos:
J. Schimrock

Niederschwellige kirchliche und
staatliche Angebote im Bereich von
Jugend-, Familien- und Sozialpolitik
müssten sich sinnvoll ergänzen. Die
Öffnung von Spiel- und Sportplätzen
und die Übertragung von Verantwor-
tung schütze diese oft vor Vanda-
lismsus, betonte Carola Bluhm.

Einig war man sich auch in der
Einschätzung, dass die unterschied-
lichen Bereiche wie etwa die Bau-,
Stadt-, Integrations- und Bildungs-
entwicklung thematisch zusammen-
gedacht- und geführt werden müs-
sen. Die nach wie vor sehr unter-
schiedlichen Startbedingungen für
Kinder und Jugendliche bilden die
Grundlage für Erfolg und Nichterfolg
im gesamten Leben. Hier tragen
Staat, Kirche und Gesellschaft ge-
meinsame Verantwortung für eine
projekt- und problembezogene Zu-
sammenarbeit.

Im Namen der Reinickendorfer
LINKEN unterbreitete Yusuf Dogan
der evangelischen Kirche Vorschlä-
ge zur Unterstützung der Aktion
„Laib und Seele“, die mit Dank an-
genommen wurden.

Jürgen Schimrock

Mehr Infos unter:

www.kirchenkreis-
reinickendorf.de

www.berlin.de/
sen/ias/

www.carola-
bluhm.de
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43. Sitzung, 30.6.2010
Einwohnerfragen stellten Barbara
Odebrecht, Mitglied des Bezirksvor-
standes der Reinickendorfer LIN-
KEN, und Dr. Duus, Sprecher der BI
Alemannenstraße.

Bezirksstadtrat Höhne (SPD) be-
antwortete eine Große Anfrage der
CDU über die „Sit„Sit„Sit„Sit„Situation im Muation im Muation im Muation im Muation im Maß-aß-aß-aß-aß-
rrrrreeeeegggggelvelvelvelvelvooooollllllzlzlzlzlzug“ug“ug“ug“ug“ (Drs.-Nr.: 1159/XVIII).
Er wies nach, dass es keine Über-
belegung über die vom Abgeordne-
tenhaus mit Zustimmung der CDU
beschlossene  Zahl von 362 plus 60
Planbetten hinaus im Krankenhaus
für den Maßregelvollzug gebe und
für die Reinickendorfer Bürger kein
Anlass für Besorgnis bestehe.

In namentlicher Abstimmung
beschloss die BVV die „ErneueruErneueruErneueruErneueruErneuerunnnnnggggg
uuuuund nd nd nd nd VVVVVerbeerbeerbeerbeerbesssssseruseruseruseruserunnnnng der Ag der Ag der Ag der Ag der Alllllemememememannen-annen-annen-annen-annen-
ssssstrtrtrtrtraße aße aße aße aße zwzwzwzwzwiiiiisssssccccchen Mhen Mhen Mhen Mhen Maxaxaxaxaximiimiimiimiimilililililiankankankankankorororororsososososo
uuuuund Neubrücnd Neubrücnd Neubrücnd Neubrücnd Neubrückkkkker er er er er StrStrStrStrStraßeaßeaßeaßeaße“ “ “ “ “ (Drs.-Nr.:
1041/XVIII).     Dafür sprachen sich 27
der 53 anwesenden Bezirksverord-
neten aus. Mit unterschiedlichen
Mehrheiten wurden Ersuchen der
SPD und FDP zum Ausbau der Ale-
mannenstraße     abgelehnt. Ein Ersu-
chen von B90/Grüne zur Straßen-
entwässerung in Frohnau wurde ein-
stimmig angenommen. Die CDU
kam mit ihrem Antrag „AbAbAbAbAblllllehnuehnuehnuehnuehnunnnnnggggg
dededededesssss     StrStrStrStrStraßenaßenaßenaßenaßenauauauauausssssbbbbbaubeitraubeitraubeitraubeitraubeitragagagagagsgsgsgsgsge-e-e-e-e-
setzsetzsetzsetzsetzeeeees“ s“ s“ s“ s“ (Drs.-Nr.: 1210/XVIII) durch.

In einer emotionsgeladenen De-
batte verteidigte BBBBBauauauauaussssstttttaaaaadtrdtrdtrdtrdtratatatatat Lam- Lam- Lam- Lam- Lam-
berberberberberttttt (CDU) (CDU) (CDU) (CDU) (CDU) das im Investitionsplan
von der BVV beschlossene Sanie-
rungsprojekt. Er habe – wie im Stra-
ßenausbaubeitragsgesetz (StrABG)
vorgeschrieben - die Diskussion mit
den betroffenen Bürgern geführt, sie
mehrfach eingeladen und ihre Vor-
schläge sehr ernst genommen. Das
Ergebnis seien eine 20-prozentige
Kostenreduzierung, die Entsiege-
lung von Flächen; es bleibe bei ei-
ner dezentralen Regenentwässe-
rung. Nun müsse gehandelt werden.
Seine sachlichen Darlegungen ent-
wertete er mit groben Ausfällen ge-
gen die betroffenen, z.T. im Publi-
kum anwesenden Anwohner und ge-
gen die Fraktionen von FDP und SPD.
Diese verwahrten sich gegen die Be-
schuldigungen, hielten angesichts
einer Reihe wichtiger offener Fragen
die Vorlage des Bezirksamtes nicht
für entscheidungsreif. Wenn die CDU
- so der baupolitische Sprecher der
SPD-Fraktion - gegen das StrABG sei,
weil ihr Interessen der Einwohner so
wichtig seien, könnte sie die Sanie-
rung verschieben.                  F. Wilhelm

Abzocke Alemannenstraße
CDU beleidigt Bürger  – der Unmut wächst
„WiR“ sprach mit Dr. Olaf Duus aus Frohnau

Gebäudesanierung
auf gutem Weg
Der „Sachstandsbericht über den
Verlauf der Modernisierungsmaß-
nahmen im Märkischen Viertel, Juli
2010“ der GESOBAU zeichnet ein
gutes Bild. Bis Ende des nächsten
Jahres werden mehr als 40 Prozent
der Wohnungen fertig gestellt sein.

Es wird gelingen, die Betriebs-
kosten für Warmwasser und Heizung

durch die Modernisierung  „nachhal-
tig zu senken und somit einen we-
sentlichen Beitrag zu einer stabilen
Mietenstruktur zu leisten sowie den
ökologischen Anforderungen der Zu-
kunft gerecht zu werden“.

Die Betriebskosten-Reduktion
um 28,4 Prozent hält die Erhöhung
der Bruttowarmmiete um 3,5 Pro-
zent im  prognostizierten Rahmen -
bei erheblicher Wohnwerterhöhung.
So sollte es sein. Gelungen.              J.S.

Quelle:

Drucksache  Nr.
0874/XVIII der BVV
Reinickendorf vom

28. August 2010,
“Bericht über

Sanierung im MV“

Am 30. Juni wurden die Weichen
gegen die Anwohner der Aleman-
nenstraße gestellt. Die Bezirks-
verordnetenversammlung (BVV) hat
mit den Stimmen der CDU und des
Einzelverordneten Sascha Braun
(ehemals SPD) die „Erneuerung und
Verbesserung der Alemannenstraße
zwischen Maximiliankorso und
Neubrücker Straße“ beschlossen.
(„WiR“ berichtete)

Die Anwohner hatten ver-
sucht, auf die geplante „Luxus-
sanierung“ Einfluss zu nehmen,
doch dieses gelang ihnen nur
unzureichend. Der Unmut ist
groß, so der Mitbegründer der
Bürgerinitiative (BI) Olaf Duus in
einem Gespräch mit „WiR“.

Trotz eines auf eigene Kos-
ten von der BI in Auftrag gege-
benen Gutachtens seien die ur-
sprünglichen Sanierungspläne
seitens des Bezirksamtes kaum
verändert, die Vorschläge der BI
kaum berücksichtigt worden.
Die von der CDU in der BVV ge-
führte Debatte war teilweise
„fast beleidigend“ gegenüber

den anwesenden Anwohnern. Rele-
vante Grundaussagen des Anwoh-
ner-Gutachtens wurden nicht richtig
wiedergegeben.
WWWWWiderideriderideridersssssprücprücprücprücprüche uhe uhe uhe uhe und Unnd Unnd Unnd Unnd Ungggggererererereimteimteimteimteimteeeeesssss

Zur Kasse gebeten werden nach
dem Straßenausbaubeitragsgesetz
((StrABG) zu einem Drittel der Senat
und zu zwei Dritteln die Anwohner -
deren offene Fragen bleiben aber
unbeantwortet. Olaf Duus: „Nach
wie vor ist völlig unklar, warum in
Reinickendorf der Straßenausbau
nach dem neuen Gesetz, das wir
nicht grundsätzlich ablehnen, mit
unserer Straße begonnen wird. Vie-
le andere Straßen, gerade in Froh-
nau, haben weitaus dringenderen
Bedarf.“ Ein Teil der Alemannen-

straße zwischen Maximiliankorso
und Ortwinstraße sei sogar in gutem
Zustand, würde wohl noch zehn Jah-
re halten. Hier werde ohne Not „er-
neuert“. Für Olaf Duus bleibt u. a.
die Frage unbeantwortet, ob das Be-
zirksamt strategisch geplant habe,
damit  eine Kostenabrechnung nach
dem StrABG möglich ist. Es gebe vie-
le Ungereimtheiten. So soll nach der
Sanierung aus einer Straße der Klas-
se VI (Anliegerstraße) eine der Klas-
se IV (Durchgangsstraße) werden.
Werde etwa Lastverkehr geplant, der
über Stolpe schneller zur Autobahn
gelangt? Zweifel gebe es auch an der
Seriosität der im Vorfeld der Planun-
gen durchgeführten Verkehrszäh-
lung. Wurden Zahlen geschönt, um
Durchgangsverkehr zu konstatieren?
EhruEhruEhruEhruEhrunnnnng ug ug ug ug und Bnd Bnd Bnd Bnd Beereereereereerdigudigudigudigudigunnnnnggggg

Betrachte man die ökologischen
Auswirkungen der „Erneuerungen“,
wird die Unlogik der CDU-Argumen-
te sehr deutlich. So werde einerseits
der Architekt der ökologisch wertvol-
len oberirdischen Entwässerung in
der Gartenstadt Frohnau während
der 100-Jahr-Feierlichkeiten geehrt.
Aber durch die Sanierungsplanung
wird eben dieser Effekt zerstört. Wi-
dersprüchlich auch Bündnis 90/
Grüne. Der Forderung, dass „zukünf-
tige Straßenbaumaßnahmen in
Frohnau“ auch die ökologische „Ge-
samtanlage der Oberflächenent-
wässerung“ erhalten müssten,
stand die Abstimmungsenthaltung
zweier Verordneter gegenüber.

Die Planung sei fragwürdig und
lege die Vermutung nahe, dass die
CDU-dominierte BVV hier Konflikte
mit Anwohnern schürt, um das von
der Partei ungewollte Gesetz in Ver-
ruf zu bringen. Werde hier ein stadt-
politischer Konflikt auf dem Rücken
der Reinickendorfer und Reinicken-
dorferinnen ausgetragen?

Mehr Infos zu
kommunalen

Themen und der
BVV unter:

www.die-linke-
reinickendorf.de/

kommunales/
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Die Alternative:
DIE LINKE will den solidarischen
Charakter der gesetzlichen Kranken-
versicherung erhalten und stärken!

Eine „BürBürBürBürBürgggggerinnen- uerinnen- uerinnen- uerinnen- uerinnen- und Bürnd Bürnd Bürnd Bürnd Bürgggggererererer-----
vvvvvererererersssssicicicicicheruheruheruheruherunnnnng“ g“ g“ g“ g“ schafft eine solida-
rische Finanzierung, die alle Men-
schen und alle Einkünfte einbezieht
- als Grundlage für ein Gesundheits-
system in dem der Mensch und sei-
ne Gesundheit im Mittelpunkt steht
und nicht der Profit.

Gesundheit!

Mehr Infos unter:

www./die-linke.de/
gesundheit

Unentbehrlich - und bald unbezahlbar?

Eckpunkte einer
Solidarischen Bürgerinnen-

und Bürgerversicherung:

- Alle Menschen, die in Deutsch-
land leben, werden Mitglied.
- Jede und jeder erhält ab Geburt
einen eigenen Krankenversiche-
rungsanspruch.
- Alle zahlen nach ihrer finanzi-
ellen Leistungsfähigkeit und auf
Grund aller Einkommen ein.
- Die Beitragsbemessungsgren-
ze wird angehoben und perspek-
tivisch aufgehoben.
- Die Arbeitgeber zahlen wieder
die Hälfte der Krankenversiche-
rungsbeiträge.
- Praxisgebühr und andere Zu-
zahlungen sowie Zusatz- und
Sonderbeiträge werden abge-
schafft.
- Die private Krankenvollversi-
cherung wird abgeschafft.
- Die Bürger/-innenversicherung
garantiert für alle Menschen eine
umfassende Gesundheitsversor-
gung unabhängig vom Wohnort,
Einkommen, Alter, Geschlecht
oder Aufenthaltsstatus.

Alle Beiträge aus Veröffentlichungen
der Linksfraktion im Bundestag.
Zusammenstellung: Lutz Dühr

Nach Hartz IV und Rentenkürzung
ist der anvisierte Systemwechsel in
der Finanzierung der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) der drit-
te großangelegte Angriff auf den So-
zialstaat in diesem Jahrzehnt.

Seit über zwanzig Jahren verfol-
gen diverse Bundesregierungen das
Ziel, die Sozialausgaben der Unter-
nehmen zu reduzieren und sie den
Beschäftigten, Rentnerinnen und
Rentnern aufzulasten. Im Bereich
Gesundheit wurden Zusatz- und
Sonderbeiträge, Zuzahlungen und
Praxisgebühr zu Lasten der Versi-
cherten eingeführt, während gleich-
zeitig Teile der medizinischen Ver-
sorgung aus dem Leistungskatalog
der Kassen gestrichen wurden.
Jeder nJeder nJeder nJeder nJeder nacacacacach seinen Möglich seinen Möglich seinen Möglich seinen Möglich seinen Möglichkhkhkhkhkeiteiteiteiteitenenenenen

Krankheit kann jeden treffen. Im
Krankheitsfall müssen alle eine um-
fassende Gesundheitsversorgung er-
halten - unabhängig von ihrem Ein-
kommen. Das Solidarprinzip in der
GKV soll die materielle Überlastung
des Einzelnen verhindern. Alle Ver-
sicherten zahlen, entsprechend ih-
rer finanziellen Möglichkeiten, un-
terschiedlich hohe Beiträge und ha-
ben dennoch Anspruch auf sämtli-
che erforderliche Leistungen.
UmUmUmUmUmvvvvverererererttttteieieieieilululululunnnnng ig ig ig ig isssssttttt nic nic nic nic nichththththt neu neu neu neu neu

Die Weichen für die Umverteilung
der Gesundheitskosten wurden be-
reits 2004 von SPD und Grünen ge-
stellt, die für die Versicherten einen
„Sonderbeitrag“ in Höhe von 0,9
Prozentpunkten einführten.

SPD und Union setzten 2009
diesen Weg mit dem „Gesundheits-
fonds“ fort. Die Höhe des Beitrags-
satzes wird durch die Bundesregie-
rung festgelegt. Derzeit beträgt der
allgemeine Beitragssatz zur GKV
14,9 Prozent.

Sofern eine Krankenkasse mit
dem ihr zugewiesenen Geld nicht
auskommt, kann sie einen Zusatz-
beitrag von den Versicherten erhe-
ben; bis zu acht Euro im Monat pau-
schal oder bis zu einem Prozent des
Jahreseinkommens. Die Arbeitgeber
bleiben dabei außen vor!

Die angestrebte Kopfpauschale
von Union und FDP löst kein einzi-
ges Problem, sondern schafft nur
neue. Alle sollen den gleichen Be-
trag bezahlen, unabhängig vom Ein-
kommen. Für Geringverdiener soll es
zwar einen „Sozialausgleich“ durch
Steuergelder geben. Aber erst, wenn
die Gesundheitskosten aus allge-
meinen und Zusatzbeiträgen zu-
sammen mehr als 10,2 Prozent des
Einkommens der Versicherten betra-
gen. So viel Beitrag gab es noch nie!

Aber: Der Zusatzbeitrag ist nicht
nur unfinanzierbar. Er ist und bleibt
auch unsozial: Erstens würden bis
zu 40 Prozent der Bevölkerung zu
Bittstellern beim Staat. Zweitens
bezahlen Menschen mit geringem
Einkommen beispielsweise mit der
Mehrwertsteuer genau die Steuern,
aus denen der „Sozialausgleich“ fi-
nanziert werden soll. Drittens wird
der „Sozialausgleich“ schnell die
Begehrlichkeiten des Finanzmini-
sters wecken.
Ende der soEnde der soEnde der soEnde der soEnde der solidlidlidlidlidariariariariarisssssccccchen Phen Phen Phen Phen Paritätaritätaritätaritätarität

Der Arbeitgeberanteil zur GKV
soll künftig bei 7,3 Prozent einge-
froren werden. Alle zukünftigen Aus-
gabensteigerungen müssen von den
Versicherten gezahlt werden.

Mit „Festzuschüssen“ und „Mehr-
kostenregelungen“ will Schwarz-
Gelb durch die Hintertür die Leistun-
gen auf eine Grundversorgung redu-
zieren. Damit wird die Zwei-Klassen-
Medizin endgültig zum Behand-
lungsstandard.
VVVVVererererersssssccccchhhhhlllllececececechththththterueruerueruerunnnnngggggen für alen für alen für alen für alen für alllllleeeee

Die Zerschlagung einer umfäng-
lichen Gesundheitsversorgung für
alle soll die Grundlage für einen pro-
fitablen „Gesundheitsmarkt“ schaf-
fen. Die Angst vor schlechter Versor-
gung führt zu höheren Gesundheits-
ausgaben bei Besserverdienenden
- ohne bessere Gesundheitsleistun-
gen. Zugleich aber sinken die Ge-
sundheitsleistungen für die Ärmeren
und steigen die Profite der Anbieter.

Gute Versorgung für alle ist also
im Interesse sowohl der Ärmeren als
auch der Reicheren!

ScScScScSchhhhhwwwwwarararararzzzzz-Gel-Gel-Gel-Gel-Gelbebebebebesssss F F F F Fernernernernernzzzzziel: Geiel: Geiel: Geiel: Geiel: Gesssssuuuuundheitndheitndheitndheitndheit al al al al alsssss     WWWWWararararareeeee
Aus dem Koalitionsvertrag  von CDU/CSU und FDP:

„Wir wollen, dass das allgemeine Wettbewerbsrecht als Ordnungsrahmen
grundsätzlich auch im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung Anwen-
dung findet ... Wir wollen die Möglichkeiten ausbauen, dass auch außerhalb
des gesetzlich finanzierten Bereichs Gesundheits- und Pflegeleistungen an-
geboten werden können.“
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Die letzte Seite

Am Rande

Termine

Hier finden Sie uns:
RRRRRotototototer Laer Laer Laer Laer Ladendendendenden
Schloßstraße 22
13507 Berlin-Tegel

Öffnungszeiten:
Mo - Do 14.00 bis 18.00 Uhr

Di u. Do 11.00 bis 13.00Uhr

Tel.: 4373 2630
Fax: 4373 2632

e-mail:
redaktion@die-linke-
reinickendorf.de

ImprImprImprImprImpreeeeessssssssssumumumumum
Herausgeber:

Landesvorstand
Berlin der Partei

DIE LINKE,
V.i.S.d.P.:

Yusuf Dogan
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     wird vom
Bezirksverband

finanziert.

SSSSSpendenpendenpendenpendenpenden
sind ausdrücklich

erwünscht:
DIE LINKE.

Reinickendorf,
Berliner Bank,

BLZ: 100 708 48,
Kontonummer:

525 6078 00.

Was macht denn Frau Merkel in der
Parteischule Chinas - der Kader-
schmiede des Kommunismus? Dort
konnte man sie neulich, konzentriert
lauschend, sehen. Eine Spielart des
von ihr gerne praktizierten Kotaus?
Den hat sie ja schon in höchster Voll-
endung im US- amerikanischen Kon-
gress und in Israels Knesset vorge-
führt. Erstaunlich, dass sie diese
Kunst in Perfektion beherrscht.

Sicher wird sie dabei motiviert
durch die wirtschaftlichen Interes-
sen die Deutschland hat und fleißig
pflegt. Man darf gespannt sein, wo
sie sich noch in solcher Weise für ihr
Land, für uns, einsetzen wird.

Doch Achtung Frau Merkel, der
Verfassungsschutz, unser, der deut-
sche, hat überall seine Augen und
Ohren. Diese, unsere „staatsbe-
schützende“ Organisation ist ob
solchen Verhaltens der Bundeskanz-
lerin sicher alarmiert. Genau wie im
Falle der Linken, die sich schon
höchst verdächtig gemacht hat, als
sie bei der letzten Bundespräsiden-
tenwahl weder für Herrn Wulff (was
man noch irgendwie nachvollziehen
könnte) noch für Herrn Gauck ge-
stimmt hat.

Denn eine Kanzlerin, die sich
weltweit sichtbar mit Kommunisten
einlässt, ist ja wohl mindestens ge-
nauso subversiv wie eine linke Par-
tei, die es sich gestattet, eine eige-
ne Meinung zu haben.

Oder verändert die Anwesenheit
von Wirtschaftbossen das Urteils-
vermögen des Verfassungsschut-
zes? Ist DIE LINKE nur aus ideologi-
schen Gründen dem Verfassungs-
schutz ein gefundenes Fressen?

Die wirklichen Leckerbissen lässt
sich der Verfassungsschutz ja noch
entgehen. Da wäre zum Beispiel die
rechtsextreme, rassistische Partei
„Pro Deutschland“. Aber Gefahr für
die Verfassung droht ja in diesem
unseren Lande immer nur von links.

Marion Kheir

Dem Alter mit Gelassenheit entge-
gen sehen? Zufriedenheit erlangen?
Diese Fähigkeiten zu erlernen, er-
scheint verlockend. Diese Möglich-
keit - und viele andere - bietet das
Kommunikations- und Lernzentrum
für Frauen „Flotte Lotte“. Es feiert in
diesem Jahr sein 25-jähriges Beste-
hen. Wir gratulieren sehr herzlich.

Die Einrichtung im Märkischen
Viertel, die
1985 als „Ver-
ein Flotte Lotte -
Frauen und Müt-
ter im Berliner
Norden e.V.“ ge-
gründet wurde,
wird inzwischen
von Frauen un-
terschiedlichen
Alters  und Her-
kunft aus dem
gesamten Be-
zirk Reinicken-

dorf und anderen Bezirken besucht.
Für jFür jFür jFür jFür jede etwede etwede etwede etwede etwaaaaasssss im An im An im An im An im Angggggeeeeebotbotbotbotbot

Die Interessen sind dem jeweili-
gen Alter entsprechend verschieden.
Die jüngeren möchten sich überwie-
gend beruflich neu orientieren, die
älteren beispielsweise ihre Compu-
terkenntnisse vertiefen oder diese
überhaupt erst erlangen. Manche
aber suchen nur das Gespräch oder
wollen sich einen Rat holen.

Die „Flotte Lotte“ kann all diesen
Wünschen gerecht werden. Sie ver-
fügt über ein umfangreiches Kurs-
programm, das durch öffentliche
Mittel gefördert wird. Dadurch kann
die Teilnahmegebühr dem jeweili-
gen Geldbeutel angepasst werden.
Neben dem Kursangebot findet je-
den Dienstag ein Frauenfrühstück
statt, bei dem sich die Besucherin-
nen austauschen können.

Migrantinnen finden im Sprach-
café die Möglichkeit, deutsche
Sprachkenntnisse zu erwerben bzw.
zu vertiefen oder Kontakte zu Nach-
barinnen zu knüpfen. Frauen in Kri-
sensituationen erhalten Unterstüt-
zung, finden auch mit Kindern in ei-
ner der drei Wohnungen Zuflucht.

Ratsuchenden stehen u. a. zwei
Anwältinnen für Fragen des Sozial-
und Arbeitsrechts und des Familien-
rechts zur Verfügung. Die Beratungs-
gebühr ist gering, auch völlig Mittel-
lose werden nicht abgewiesen.
EnEnEnEnEngggggagieragieragieragieragierttttte Mite Mite Mite Mite Mitarbeitarbeitarbeitarbeitarbeiterinnenerinnenerinnenerinnenerinnen

Die Einrichtung wird seit 1990 -
also seit nunmehr 20 Jahren - von
Agnes Steyer-Fontana (s. Foto) ge-
leitet, die nach der Geburt ihrer Kin-
der ein Studium für Erwachsenen-
bildung absolvierte. Sie ist auch Vor-
sitzende des Beirats für Frauen- und
Mädchenangelegenheiten im Be-
zirksamt Reinickendorf und arbeitet
eng mit der Frauenbeauftragten Frau
Kowas sowie anderen Einrichtungen
des Bezirks zusammen.

In ihrer Arbeit wird Frau Steyer-
Fontana von einer weiteren Mitar-
beiterin sowie zwanzig Honorar-
kräften unterstützt.

Die „Flotte Lotte“ hat sich natür-
lich weiterentwickelt. Das ursprüng-
liche Gründungsziel, dem verordne-
ten Hausfrauendasein zu entfliehen
und Geselligkeit zu entwickeln, ist
durch den Wunsch, sich beruflich
und persönlich weiterzuentwickeln
und konkrete Problemlösungen zu
entwickeln, ersetzt worden. Der
Name aber - hergeleitet von einem
Passiergerät - bleibt Programm.

Reinickendorf kann sehr froh
sein  über diese Einrichtung mit ih-
rer engagierten Leiterin und ihren
Mitarbeiterinnen.                Beate Orth

Die „Flotte Lotte“ wird 25!

Die „Flott„Flott„Flott„Flott„Flotte Le Le Le Le Lottottottottotteeeee“““““:
Senftenberger

Ring 25,
13435 Berlin,

Tel. 030- 4167011

Das Frauenfrüh-
stück: dienstags

von 10-12 Uhr

Für Frauen in
Krisensituationen:

Tel. 415 15 80

Rat, Tat und viel Unterstützung für Frauen

Fotomontage:
Klaus Gloede

Verfassungstreu?

Am 26. 26. 26. 26. 26. SeptSeptSeptSeptSeptember ember ember ember ember - „Spaziergang
der LINKEN Reinickendorf durch das
Tegeler Fließ“.
TTTTTrrrrreffpeffpeffpeffpeffpuuuuunktnktnktnktnkt um 11 Uhr um 11 Uhr um 11 Uhr um 11 Uhr um 11 Uhr im Roten La-
den, Schloßstr.22, Tegel.

Am 28. 28. 28. 28. 28. SeptSeptSeptSeptSeptember ember ember ember ember vvvvvon 11 bon 11 bon 11 bon 11 bon 11 biiiiisssss
13 Uhr 13 Uhr 13 Uhr 13 Uhr 13 Uhr kostenloser „Sozial-Brunch“
im Roten Laden - Zwangloses Plau-
schen und Genießen zwischen pri-
vaten und politischen Themen.


